r 


Stimmen angenommen. 


Alle Poſtanſtalten nehmen Beſtellung auf dieſes Blatt 
an, für Breslau die Expedition der Breslauer Zeitung, 
Herrenſtraße Nr. 20. 
Inſertions Gebühr für den Naum einer ſechstheiligen 
Petitzeile 1} Sgr. i 
u Var 


° 194. 


Sun, Montag den 15, Zuli 


Das vierteljäbrige Abonnement beträgt in Breslau 
1 Ntl. 15 Sgr., außerbalb in allen Theilen der Monarchie 
inel. Poſtzuſchlag 1 Ntl. 24 Sgr. 0 PT. 
Die Zeitung erſcheint täglich, mit Ausnahme der zwei- 
ten Feiertage. 


An. 


1850. 


Telegraphiſche Korreſpondenz 
für politiſche Nachrichten und Fonds⸗Courſe. 

Paris, den 12. Juli. In der Legislativen wird der 
vertagte Artikel 3, daß bei jeder Anklage die Hälfte 
des Strafmaximums erlegbar ſei, mit 391 gegen 252 
Das urſprünglich beantragte 
Zeitungs ſtempel⸗Projekt wird ebenfalls adoptirt. 

Man erwartet, daß die Regierung wegen des angenom⸗ 
menen Amendements Tingny das Preßgeſetz zurückziehen 
werde. 

Paris, den 13. Juli. Inu der Legislativen wird die 
Debatte über Stempel für Druckſachen fortgeſetzt. Ein 
milderndes Amendement der Kommiſſt on wird mit 339 
gegen 222 Stimmen verworfen. Artikel 11 wird an⸗ 
genommen. | 

Die Negierung bearbeitet ein organiſches Preßgeſetz, 
um das jetzige proviſoriſche zu paralyſiren. 

Ein allgemeiner Jourualiſten⸗Congreß wird erwartet. 

Louis Napoleon ift nach Compiôgue gereiſt. 

3% 57. 70. 5% 95. 95. N N 

Kiel, den 13. Juli. Nuſſiſche Flotte hell in Sicht; 
nach Angabe 18 ſchwere Schiffe, eine halbe Meile öſt⸗ 
lich von Bülk, ſo wie drei große däniſche Schiffe. 

Hamburg, den 13. Juli. Es heißt, daß die Hol: 
ſteiner dieſe Nacht in Schleswig eingerückt, und auf 
Eckernförde marſchirt ſind. Die Beſtätigung muß er⸗ 
wartet werden. 

Börſe geſchäftslos. 
40%. „ Magdeburg = Wittenberge 57½. Nordbahn 
Frankfurt a. M., den 13. Zul. Nordbahn 43%. 
4½ % Metal. 71¼. 5% Metal. 81 ½¼. Spanier 33%. 
Badiſche Looſe 32½. Kucheſſiſche Looſe 32¼. Wien 100. 

London, den 12. Juli. Conſols 96%, % 

r ͤ y p d TER EI TEEETESEERLTTERLETTET 


8 Preuß e n. 

Berlin, 13. Juli. Se. Majeſtät der König haben aller: 
gnädigſt geruht, dem Lehns⸗ und Hypotheken⸗Archivar und Lehns⸗ 
Kanzleirath a. D., Joh. Friedr. Wilh. Völckerling zu Stet⸗ 
un; ſo wie dem Bürgermeiſter und Notar Köſter zu Annweiler 
in der Rheinpfalz den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe zu ver⸗ 
leihen; den erſten Direktor des Stadtgerichts zu Breslau, Uecke, 
zum Präſidenten des gedachten Gerichts; und 

epartement des Appellationsgerichts zu Bromberg: 
den Kreis⸗Gerichts⸗Direktor Bötticher in Schrimm zum Direk⸗ 
tor des Kreisgerichts in Gneſen, den Land⸗ und Stadtgerichts⸗ 
rektor v. Stöphaſius zum Direktor des Kreisgerichts in 
nowraclaw, den Land⸗ und Stadtgerichts⸗Direktor Klotz ſch 
zum Direktor des Kreisgerichts in Schönlanke, den Land⸗ und 
Stadtgerichts⸗Direktor Geßler zum Direktor des Kreisgerichts 
in Schubin, den Land⸗ und Stadtgerichts⸗Rath Viertel in 
Schönlanke zum Direktor des Kreisgerichts in Trzemeszno und 


Berlin⸗Hamburger 85 ½. Köln⸗Min⸗ 


den Land⸗ und Stadtgerichts⸗Direktor Dr. Kuhne zum Direktor 


des Kreisgerichts in Wongrowiec; 
im Departement des Appellationsgerichts zu Breslau: 
den Appellationsgerichts⸗Rath Wachler zum Direktor des Kreis⸗ 
Gerichts in Breslau, den Land⸗ und Stadtgerichts⸗DOirektor, 
Kreis⸗Juſtizrath Stilcke zum Direktor des Kreisgerichts in Brieg, 
Land⸗ und Stadtgerichts⸗Direktor, Kreis⸗Juſtizrath Neßel, 
zum Direktor des Kreisgerichts in Frankenſtein, den Land⸗ und 
00: DE Aeg, Direktor, Kreis⸗Juſtizrath Hertzberg, zum Direk⸗ 
— deisgerichts in Glatz, den Land: und Stadtrichter, Ju: 
igrath v. Hartmann, zum Direktor des Kreisgerichts in Ha⸗ 
belſchwerdt, den Land⸗ und Stadtgerichts⸗Direktor, Kreis⸗Juſtiz⸗ 
rath v. Gilgen heimb, zum Direktor des Kreisgerichts in Hirſch⸗ 
berg, den Land⸗ und Stadtgerichts⸗Direktor, Kreis⸗Juſtizrath 
Dethloff, zum Direktor des Kreisgerichts in Jauer, den Lands 
und Stadtgerichts⸗Direktor, Kreis⸗Juſtizrath Körner, zum Dis 


„vektor des Kreisgerichts in Landeshut, den früheren Dirigenten 


des ſtandesherrlichen Gerichts in Militſch, Michaelis, zum Dis 
veftor des Kreisgerichts daſelbſt, den Land⸗ und Stadtgerichts⸗ 
Rath Hübner zum Direktor des Krelsgerichts in Münſterberg, 
den früheren Fürſtenthumsgerichts⸗Dirigenten Wolff zum Direk⸗ 
tor des Kreisgetichts in Oels, den Lands und Stadtgerichts⸗Di⸗ 
rektor, Kreis⸗Juſtizrath Junge zum Direktor des Kreisgerichts 
in Ohlau, den Land⸗ und Stadtgerichts⸗Oirektor, Kreis = Juftiz 
rath Schmidt zum Direktor des Kreisgerichts in Schweidnitz, 
den Land⸗ und Stadtgerichts⸗Direktor Polenz zum Direktor des 
Kreisgerichts zu Reichenbach, den Land⸗ und Stadtgerichts⸗ 
Direktor, „Kreis⸗Juſtizrath Mantell zum Direktor des Kreis⸗ 
gerichts in Striegau, den Land⸗ und Stadtgerichts⸗Direktor 
ucher zum Direktor des Kreis⸗Gerichts in Trebnitz, den 
99 bei dem 2 — * 
ei enſtein, Kretſchmer, zum Direktor des Kreisge⸗ 
318 Waldenburg, den Land⸗ und Stadtgerichts⸗Rath Wei⸗ 
und Sund rektor des Kreisgerichts in Poln. Wartenberg, den Land: 
Direktor des Abts, Direktor, Kreis⸗Juſtizrath v. Gladis, zum 
Aſſcſor Mersch in Wohlau, und den Obergerihte: 
in Mamslau zu e in burg zum Direktor des Kreisgerichts 
1 a dir Ae von Gottes Gnaden, König von Preu⸗ 
ſch ft in der am 8. Mai 1850 Schweidnit⸗ Freiburger Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
1 bung der auf die Zinfen abgehaltenen General⸗Verſammlung die 
ufhebung der in ad Zinskoupons ihrer Stamm⸗Aktien 
bezüglichen, insbeſondere cm on 20 und 21 enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen des von Uns unte 8 serarbeuar 1843 (Geſetz⸗Sammlung für 
1843 Seite 53 ff.) beſtärigten Weſell cafte⸗Statuts beſchloſſen und an 
beven Stelle die in dem anliegenden „aenrage zum Statut enthaltenen 
Bestimmungen angenommen bat, wollen Wie dieſen Beſchlüſſen und 
dem gedachten Nachtrage Unſere landes herrliche Befätigung hierdurd) 
ertheilen. — Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt der Anlage durch die 
e bekannt zu machen. 
Gegeben Sansſouci, den 20. Juni 1880. 7 
(Stempel.) Friedrig, Wilhelm. 
Daß auf ausdrücklichen Befehl und im Beiſein Sc. Majeſtät des 
Königs Allerhöchſtihr Unterſchrifts Stempel vorſtehend beigedruckt wor: 
den, beſcheinige ich hierdurch. a 


w. o. . 
n (gez.) Illaire, 
(L. S. 

(gegengez.) von ber Heydt. Simons. 


A igungs⸗ Urkunde. 


Nachtrag 

2 zu dem Geſellſchafts⸗Statute. 

Die Ausgabe von Zinskoupons zu den Stamm⸗Aktien findet ferner⸗ 
hin nicht ſtatt. Es werden ſonach alle auf die Zinſen und Zinskoupons 
der Stamm⸗Aktien bezüglichen Beſtimmungen des Seelen Statut 
aufgehoben, insbeſondere treten an die Stelle der 99 20 und A des 
Geſellſchafts⸗Statuts vom 16. März 1842 folgende r 2 

9 20. (Dividende.) Die nach Abzug aller Ausgaben und des zum 
Reſerbe⸗Fonds (§ 6) zu nehmenden Betrages er jährlichen 
Einnahme⸗ueberſchüſſe werden gleichmäßig auf die Geſommtzahl der 
Stamm⸗Aktien als Dividende im April des nächſten Jahres vertheilt. 

$ 21. (Dividendenſcheine.) Vom 1. Januar 1850 ab werden 
den Inhabern der Stamm⸗Aktien für eine angemeſſene Anzahl von 
Jahren Dividendenſcheine nach dem anliegenden Schema ausgereicht, 
welche nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. — 
Dividendenſcheine, welche innerhalb vier Jahren von der Verfallzeit ab 
gerechnet, nicht erhoben werden, oder über deren erfolgte Amortiſation 
nicht ein rechtskräftiges Präkluſtons-urtel innerhalb deſſelben Zeitpunk⸗ 
tes beigebracht wird, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. — (Folgt 
das Schema.) x 1 

Ihre königliche Hoheit die verwittwete Frau Großherzogin 
von Mecklenburg⸗Schwerin iſt auf Schloß Sansſouei ein⸗ 

etroffen. 3 x 
b an gekommen: Der General-Major und Inſpekteur der 
1. Ingenieur⸗Inſpektion, von Wangenbeim von Küſtrin. 

[Militär Wochenblatt. Gr. Blumenthal, Major vom 1. Garde⸗ 
Regt. zu Fuß, einſtweilen zur Dienſtl. bei des Königs Majeftät kom: 
mandirt. Dr. Saske, Bats.⸗Arzt vom 2. Bat. 10. Landw.⸗Regts., mit 
Penſton der Abschied bewilligt. Klinke, Garniſon⸗Ver walt.-Jnſpekt. in 
Schweine, zum Garniſon⸗Verwalt.⸗Ober⸗Inſpekt. ernannt. 
[Sitzung des Fürſtenkollegiums.] In der geſtrigen 
(zehnten) Sitzung des proviſoriſchen Fürſtenkollegiums erfolgte 
nachſtehende protokollariſche Feſtſtellung: 

1) Die Regierungen von Preußen, Baden, Großherzog⸗ 
tbum Heſſen, Braunſchweig, Mecklenburg⸗Schwerin, 
Naſſau, Sachſen-Weimar und Eiſenach, Sachſen⸗ 
Meiningen, Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, Sachſen⸗Alten⸗ 
burg, Oldenburg, Anhalt⸗Deſſau und Köthen, Anhalt⸗ 
Bernburg, Schwarzburg⸗Sondershauſen, Schwarz: 
burg⸗Rudolſtadt, Reuß älterer und jüngerer Linie, 
Lippe, Schaumburg⸗Lippe, Waldeck, Lübeck, Bremen 
und Hamburg ſind, behufs Abwendung der Uebelſtände, welche 
für ihre Angehörigen entſtehen, wenn ausgegebenes Papiergeld 
ohne Feſtſetzung einer geräumigen Friſt und ohne eine in weiter 
Ausdehnung erfolgende öffentliche Bekanntmachung dieſes Termins 


außer Cours geſetzt wird, durch Erklärungen ihrer Bevollmächtig⸗ 


ten zum Protokolle des Verwaltungs⸗Rathes der auf Grund des 
Vertrages vom 26. Mai 1849 verbündeten deutſchen Regierun⸗ 
gen, beziehungsweiſe des proviſoriſchen Fürſtenkollegiums, über die 
folgende Beſtimmung übereingekommen: . 

Sie verpflichten ſich wechſelſeitig, eine Außercoursſetzung des 
von ihnen ausgegebenen oder auszugebenden Papiergeldes nicht 
anders eintreten zu laſſen, als nachdem eine Einlöſungs⸗Friſt von 
mindeſtens vier Wochen feſtgeſetzt und wenigſtens drei Monate 
vor ihrem Ablaufe ſowohl im eigenen Staate öffentlich bekannt 
gemacht, als auch den übrigen verbündeten Regierungen behufs 
der Verkündigung; in ihren Staaten amtlich nottfizirt worden iſt. 
2) Die Bevollmächtigten der im Fürſtenkollegium vertretenen 
Regierungen werden aufgefordert, die gegenwärtige Feſtſtellung zur 
Kenntniß ihrer hohen Regierungen zu bringen und dieſe um deren 
Veröffentlichung zu erſuchen. 

In Berfolg einer Mittheilung des Staats⸗Miniſters Freiherrn 
v. Manteuffel, bezüglich des § 131 der Unions⸗Verfaſſung, 
wonach der Gewerbebetrieb durch eine allgemeine, von der 
Unionsgewalt zu erlaffende Gewerbe⸗Ordnun g geregelt werden 
ſoll, wurde beſchloſſen, auf Herbeiſchaffung des zu dieſem Zwecke 
nöthigen Materials Bezug zu nehmen und die Reglerungen um 
Mittheilung der in den detreffenden Staaten geltenden Gewerbe⸗ 
Ordnungen, ſo wie anderer den Gewerbebettieb betreffender geſetz⸗ 
licher Beſtimmungen, zu erſuchen. 

Ueber die in der Sitzung vom Sten d. von Preußen vorge: 
ſchlagene Verlängerung des Proviſoriums der Union 
ſind von Mecklenburg⸗Schwerin, Braunſchweig und 
Oldenburg die zuſtimmenden Erklärungen eingegangen, und 
zwar, ſo viel es die Regierungen der beiden letzten Staaten be⸗ 
trifft, in folgender Weife: — 

„Die herzoglich braunſchweigiſche Regierung ift da⸗ 
mit einverſtanden, daß das gegenwärtige Proviſorium einfach auf 
drei Monate verlängert werde. Sie iſt fortwährend von der Ueber⸗ 
zeugung erfüllt, daß eine wahrhafte und heilſame Einigung Deutſch⸗ 
lands ſich nur auf dem von Preußen und ſeinen Verbündeten 
betretenen Wege erreichen laſſe, daß daher die Beſtrebungen auf 
Durchführung der Unionsverfaſſung zwar feſtzuhalten, dagegen ein 
Uebergehen zu einem Definitivum für jetzt nach den in der 
preußiſchen Propoſition und in den früheren eigenen Aeußerungen 


der herzoglichen Regierung dargelegten Umſtänden unthunlich ſei. H 


Sie erkennt mit dem größten Danke, daß Preußen weder durch 
Treuloſigkeit, Undank und von allen Seiten erregte Schwierigkei⸗ 
ten auf dem von ihm für das Heil der Nation mit der größten 
Uneigennützigkeit nur im Intereſſe des allgemeinen Vaterlandes be⸗ 
tretenen Wege ſich aufhalten, noch von demſelben durch ſeparatt' 
ſtiſche Rückſichten auf fein eigenes Wohl und feine Größe und die 
ſich bietenden Außsſichten ſich abwenden läßt, ſondern daß es, dle 
Rechte Aller ehrend, Jedem die Selbſtſtändigkeit zu erhalten ſtrebt, 
deren er überhaupt fähig iſt, und daß es die Einigung, fo. weit 
fie nöthig iſt, erreichen will, ohne die Eigenthümlichkeit der Staa⸗ 


ten zu verwiſchen. Die braunſchweigiſche Regierung wird dieſem 2. 


ruhmwürdigen Beſtreben Preußens ſich ſtets mit allem Eifer a 
ſchließen, ſie wird das große Werk der Union, das tief in dem 
Nationalgefühl wurzelt und ein unabweisliches nationales Be⸗ 
dürfniß iſt, nicht aufgeben und, fo lange daſſelbe von Preußen 9 
tragen wird, deſſen Ausführung für geſichert halten. Die herzog⸗ 
lich braunſchweigiſche Regierung kann daher den jetzt von der 
königl. preuß. Regierung gemachten Vorſchlägen nur ihren vollen 
und ungetheilten Beifall geben, da, wie ſehr fie auch beklagt, daß 
durch den Abfall einiger und die Unentſchiedenheit anderer Stan 
ten für den Augenblick die Ausführung eines Deſinitivums unmög⸗ 
lich gemacht iſt, ſo doch nicht zu verkennen vermag, daß die Fort: 
ſetzung des jetzigen Proviſoriums zur Zeit die einzige zweckmäßige 
Maßregel iſt. Sie erwartet dabei mit Zuverſicht, daß beharrende 


- d iges Handeln allen Anfeindungen und 
e mit einem ſegens reichen Erfolge ne 


gekrönt werden.“ 


„So ſehr die großherzoglich oldenburgiſche Regie⸗ 
rung es bedauert, daß unter den obwaltenden Umſtänden ein 


raſcheres Vorfchreiten zur definitiven Geſtaltung der Union, in 


welcher allein der Weg zur Erfüllung der der Nation gemachten 


Zuſagen offen bleibt, nicht räthlich erſchienen iſt, fo lebhaft und 
dankbar erkennt fie die beharrliche Treue und Uneigennütigkeit 
an, mit welcher die Krone Preußen, der vielen Schwierigkeiten 
und höchſt bedauerlichen Erfahrungen ungeachtet, das große Werk 
ferner verfolgen zu wollen, abermals laut und ernſtlich erklärt 


hat. Die großherzogliche Regierung iſt ſich des feſten Willens 


bewußt, treulich und nach allen Kräften auch ferner zur Errei⸗ 
chung dieſes Zieles mitzuwirken, wiewohl ſie ihren Blick nicht 
vor der Gefahr verſchließen kann, welche durch fortgeſetzten Auf⸗ 
ſchub der Union erwachſen muß, Sie betrachtet daher auch den 
vorgeſchlagenen Zeitraum von drei Monaten als den äußerſten 
Termin, bis zu welchem der Union eine feſte und ſchlüſſige Ge⸗ 
ſtaltung zu geben ſein wird.“ (St. Anz.) 

Die minifterielle CC-Korreſpondenz enthält über dieſelbe Siz- 
zung des Fürſten⸗Kollegiums eine Menge Einzelheiten, die 
in vorſtehendem Artikel des „Staats⸗Anz.“ nicht enthalten ſind. 
Sie meldet: „In der geſtrigen 10ten Sitzung des proviſoriſchen 
Fürſten⸗Kollegiums ſind bereits einige Erklärungen auf den 
preußiſchen Antrag wegen Verlängerung des Proviſoriums der 
Union eingegangen. Von den in der zweiten Kurie vertretenen 
elf Staaten haben bis jetzt ſieben ihre Zuſtimmung zu dem 
Antrage erklärt; die Zuſtimmung der übrigen fünf iſt unzwei⸗ 
felhaft zu erwarten. In der dritten Kurie hielten die Han ſe⸗ 
ſtädte mit ihrer Erklärung noch zurück, während Mecklenburg⸗ 
Schwerin, Oldenburg und Braunſchweig dem Antrage 
beitraten; Braunſchweig mit der Erklärung, daß es fo lange dei 
der Union verharren werde, als Preußen dieſelbe feſthalte; DI: 
denburg mit dem Ausdrucke des Wunſches, daß dieſe Verlän⸗ 
gerung des proviſoriſchen Zuſtandes die letzte ſein und man dem⸗ 
nächſt in das Definitivum der Union übergehen möge. 
Mehrere andere Mitglieder dieſer Kurſe waren mit ihren Aeuße⸗ 
rungen noch rückſtändig. Eben daſſelbe war mit der vierten durch 
Baden repräſentirten Kurie lediglich aus Gründen der weitern 
örtlichen Entfernung der Fall. In der fünften Kurie war von 
Naſſau eine beiftimmende, vom Großherzogthum Heſſen eine 
au sweichende, obwohl das Verhatren der großherzogl. heſſiſchen 
Regierung bei dem Bündniß vom 26. Mai bekräftigende Erklä⸗ 
rung eingelaufen. Außerdem kam in der Sitzung eine Entgeg⸗ 
nung des königl. hannoverſchen Minifteriums auf das be⸗ 
kannte Antwortſchreiben der großherzogl. oldenburgiſchen Re⸗ 
gierung vom 15. Juni auf die hannoverſche Circularnote vom 
Iten deſſelben Monats zur Verleſung.“ 

Berlin, 13. Juli. Das (im der geſtr. Brest. Ztg.) aus 
der Augs db. Allg. Ztg. abgedruckte angebliche Akten⸗ 
ſtück über den Friedensverttgg mit Dänemark iſt 
offenbar ein großdeutſches Fabrikat. Es enthält, 
wie wir aus zuverläßiger Quelle verſichern können, 
außer dem Artikel 3.: Les hautes parties contractantes 
se reservent tous les droits qui leur ont appartenu reci- 
proquement avant la guerre,“ keinen einzigen Artikel, 
welcher mit dem in Rede ſtehenden Vertrage überein⸗ 
ſtimmte. (Vergl. München.) — Wir machen nochmals darauf 
aufmerkſam, welch' elende Manoeuvres von den Gegnern Preu⸗ 
ßeus angewandt werden, um die Ehre Preußens und mit ihr 
die Ehre Deutſchlands zu entwürdigen) und verweiſen bezüglich 
des Ftiedensvertrages auf die genaue Inhaltsangabe, welche wir 
aus authentiſchen Quellen gegeben haben“. (Ref.) 
. B. Berlin, 13. Juli. [Tagesbericht.] Geſtern 
Abend fand eine Sitzung des Staatsminiſteriums ſtatt, 
zu welcher die einzelnen Miniſter noch am Nachmittage eingela⸗ 
den wurden. Der Gegenſtand der Berathung muß daher wohl 
ein dringender geweſen ſein. Die Vermuthung, es ſeien 
Depeſchen des Grafen Bernſtorff aus Wien eingetroffen, welche 
in der geſtrigen Sitzung zur näheren Erwägung gekommen, 
ſcheint nicht unbegründet. — An den Konferenzen, die in 
Bezug auf eine Seitens der Großmächte zu erzielende Garantie 
des Geſammtſtaates Dän:mark in London gepflogen werden, 
wird Oeſterreich, das zur Theilnahme aufgefordert iſt, neueren 
Nachrichten zu Folge ſich nicht betheiligen. — Wir vernehmen, 
daß die Nachlaßmafſe des verſtorbenen Prinzen Louis 
Ferdinand noch im Laufe dieſes Jahres zur Ausſchüttung 
kommen wird. Dieſe früher vor das Forum des Kammerge⸗ 
tichts gehörige Sache iſt dei der Reorganſſation der Gerichte an 
das hieſige Stadtgericht übergegangen. Decernent ift jetzt Aſſeſ⸗ 
for v. Herford, früher war der jetzige Ober⸗Staatsanwalt 
Sethe, damaliger Kammergerichts⸗Rath, Decernent, und durch 
ihn hat namentlich die Sache viel an Klarheit gewonnen. Zu 
den Hauptgläubigern gehören der ehemalige naſſau⸗ſaarbrückenſche 
ofagent Maaß, reſp. feine Erben und ein hieſiger bedeutender 
Kaufmann. Für Wechſelſchulden wird die Maſſe etwa 50 pCt. 
ergeben. Was die Maaßſche Forderung betrifft, ſo iſt der Tod 
des ehemaligen Hofagenten noch nicht konſtatirt; Erben ſollen 
ich bereits gemeldet haben, ohne ſich vollkommen legitimiren zu 

nnen. 

O. C. Wir erfahren, daß die beiden heſſiſchen Regie⸗ 
tungen den von ihnen miternannten Mitgliedern des Unions: 

chiedsgerichts, dem geheimen Legations⸗Rath Dr. Jordan und 
dem Miniſterial⸗Rath Eigenbrodt unterſagt haben, der an 
eide Seitens des Worfigenden des Schiedsgerichts ergangenen 
ufforderung zur Theilnahme an der Sitzung des letzteren vom 
12. d. M. Folge zu teilten. Dieſes Verfahren iſt um fo auf⸗ 
fälliger, da laut der Anzeige in der 59. Sitzung des Verwal⸗ 
tungsraths vom 13. November v. J. die beiden gedachten Mit⸗ 
glieder nicht blos für beide Heſſen, ſondern auch für Naſſau und 
Schaumburg⸗Lippe ernannt ſind, außerdem aber deren Mandat 
ganz unbedingt lautet und dieſelben Kraft deſſelben jedenfalls be⸗ 
fugt ſein würden, auf die Aufforderung des Vorſitzenden ihren 
Sitz in dem Gerichtshofe einzunehmen. — Auch die großherzog⸗ 
lich badiſche Regierung iſt nunmehr dem preußiſch⸗öſter⸗ 
reichiſchen Poſtvereine beigetreten. — Am 11. d. Mts. 
kamen hier 1089 Perſonen an und reiſten 1022 ab. Abgereiſt 


— — — — \ 

*) Wir haben gleich bei Mittheilung jenes angeblichen Aktenſtücks in 
der geſtr. Bresl. Ztg. unſere Zweifel in Betreff der Richtigkeit 
und Wahrheit deſſelben ausgeſprochen, fie erhalten durch obige Ex: 
klaͤrung der D. Reform die beſte Rechtfertigung. Red. 


iſt der daͤniſche Geſandte Baron v. Dircking⸗ H olmfeld nach 


Hannnover. — Durch eine allerhöchſte Ordre vom 19. April 1844 
ſind an den königl. Univerfitäten die früheren Ferien wieder 
hergestellt worden, um den Profefforen dit erforderliche Zeit zu 
größeren, beſonders Bade, und Brunnen + Reifen zu derſchaffen 
und den mannigfachen Uebelſtänden vorzubeugen, welche durch das 
Schließen der Vorleſungen einzelner Profeſſoren von dem geſetz⸗ 
lich vorgeſchriebenen Termine für die Aufrechterhaltung eines re⸗ 
gelmäßigen Studienverlaufs auf den Univerſitäten erwuchſen mas 
ren. Da nichts deſtoweniger in neueren Zeiten die Geſuche von 
Profeſſoren um Bewilligung von Urlaub ſchon mehrere Wochen 
vor Beginn der Ferien ſich ungemein vermehrt haben, ohne daß 
dieſelben in den meiſten Fällen durch ärztliche Zeugniſſe hinläng⸗ 
lich motivirt waren, ſo hat ſich der Miniſter der geiſtlichen c. 
Angelegenheiten veranlaßt gefunden, die Univerfitäten davon in 
Kenntniß zu ſetzen, wie er es mit feiner Verantwortlichkeit füt 
die Förderung der Univerſitätsſtudien nicht vereinbar finde, der⸗ 
gleichen nicht durch ſehr dringende Umſtände motivirten Geſuchen 
zu entſprechen, da beſonders auch die Studirenden durch die zeit⸗ 
weiſe Verdoppelung der Vorleſung oder deren Uebereilung am 
Schluſſe weſentlich benachtheiligt werden. 

Ein in der Stadt verbreitetes Gerücht über eine Reiſe Sr. 
M. des Königs nach Teplitz, bedarf noch ſehr der Beſtäti⸗ 
gung. — Ueber die Rückkehr Sr. k. H. des Prinzen von Preu⸗ 
ßen nach Baden und der Rheinprovinz iſt noch nichts beſtimmt. 
Man glaubt, daß der Prinz hier, oder auf ſeiner Beſitzung Ba⸗ 
belsberg dei Potsdam länger, als es Anfangs beſtimmt war, ver⸗ 
weilen werde. Von einer beabsichtigten Reife des Prinzen nach 
Wien weiß man in der Umgebung Sr. k. Hoh. bis jetzt nichts. 
— Dem Vernehmen nach, wird ſich der Gen. v. Radowitz in 
einer außerordentlichen Miſſion nach Petersburg begeben; im 
Fürſten⸗Kollegium wird er unterdeſſen, wahrſcheinlich wie früher, 
vertreten werden. (Spen. 3.) 

[Die Audienz der Deputation.] Mit dem Zuge um 
11 uhr begab ſich heut die Deputation zur Ueberreichung der 
Geneſungs⸗Glückwunſch⸗Adreſſe nach Potsdam, vom Bahnhofe 
daſelbſt in 36 beſtellten Wagen nach Sansſouci. Unter Vor⸗ 
tritt des Comité⸗Mitgliedes wurde die Deputation durch den 
dienſtthuenden Adjutanten in den mittlern Saal geführt und 
hier in einen Halbkreis aufgeſtellt. Kurz darauf erſchien Sr. 
Majeſtät, zur Rechten Ihre Majeftät die Königin führend. Das 
Erſcheinen Ihrer Maj. der Königin war fo überraſchend, daß 
auf Veranlaſſung des Führers und Sprechers Reiß die Ver⸗ 
ſammlung ſofort in ein freudiges Hoch! für JJ. MM. aus⸗ 
brach. Hierauf näherte ſich der Vorſitzende des Comités und 
Sprecher Reiß Ihren Majeſtäten und ſagte ungefähr Folgendes: 

Allerdurchlauchtigſter, Allergnädigſter König und Herr! Ew. königl. 
Majeſtät nahen in tiefſter Ehrfurcht, durchdrungen vom heißen Danke 
gegen Gott, den allmächtigen, allweiſen Lenker aller Geſchicke, unwan⸗ 
delbar treuergebene Bürger und Einwohner Berlins, „als Vertreter 
a Stadtbezirke,“ Allerhöchſtdenſelben und bitten allerunter: 

Ew. Lönigl. Majeſtät wollen geruhen, beikommende Geneſungs⸗Glück⸗ 
wunſch⸗Adreſſe, „hervorgegangen aus bocherfreuten, wahrhaft theilneh⸗ 


— und ergebenen Herzen,“ allergnädigſt entgegennehmen zu 
wollen. ’ 


Möchte auch diefer Beweis von inniger Liebe und Anhänglichkeit 
Ew. königl. Majeſtät warmem und edlem Herzen —— — das 
beitragen, ‚den wohlgeſinnten Einwohnern Ew. königl. Majeſtät Vater⸗ 
Ex —— = ee Huld und Gnade im vollen Maße, 
m weiteſten Sinne des Wortes, zu erringen und 
tig zu machen. * - fe deen PARSE: 


Hierauf erfolgte von dem Sprecher Reiß die Verleſung der 
Adreſſe: g 


Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König! Allergnädigſter Kö 
und Herr! Ew. koͤnigl. Majeſtät fühlen ſich die treu re? a 
zeichneten Bewohner Berlins aus reiner Liebe und aufrichtiger Treue 
veranlaßt und gedrungen, „die wahrhaft innigſte Theilnahme, die auf⸗ 
richtigſte und berzlichſte Freude über die, durch Gottes ſichtbaren Schug 
und Hülfe, vollkommen überſtandene Gefahr, in welcher das ibeure 
und geheiligte Leben unſers erhabenen und geliebten Königs ſchwebte, 
beſonders aber über die, zum Troſte Ihro Majeſtat der Königin, unfe- 
rer edlen, hoc verehrten Landesmutter und des ganzen königl. Hauſes, 
ſo wie zum Heile und Segen des Vaterlandes, glücklich erfolgten Ge⸗ 
neſung hierdurch dem Drange unſerer Herzen folgend, in tiefſter Ehr. 
furcht, auszudrücken.“ Ihm, dem Allmächtigen, dem König der Kö⸗ 
nige, danken wir aus vollſter Seele für Ew. königl. Majeſtät Erhal⸗ 
tung und erlangte vollkommene Wiedergeneſung. 

Nicht allein die Ew. königl. Majeſtät in Treue und Ehrfurcht erge · 
benen Bewohner Berlins, ſondern Millionen getreuer Unterthanen, ja 
Alle, die es mit dem Vaterlande redlich meinen, ſtimmen in unfere - 
ED, 5 er 

Gott hüge Ew. königl. Majeſtät! Gott erhalte s 
und geliebten König in vollſter Kraft, zum el near 
terlandes, zur Freude und zum Wohle Ew. Majeſtät Vaterſtadt Berlin. 

Berlin, den 1. Juli 1850. Ew. königl. Majeſtät 1 


die treu e d 
Das Comité und 16813 se 5 


Die Adreffe wurde mit ſichtbarer Rührung 2 von Sei⸗ 
ten Sr. Maj. des Königs, als Ihrer Maj. der Königin an 
gehört. Hierauf antwortete Se. Majeſtät der König etwa 
Wel ö le 
„Meine Herren! Es iſt fonft nicht Meine Art, ſolche Manifeſta⸗ 
tion anzunehmen, oder 9 re aber Ich habe die Ge⸗ 
legenheit gar zu gern wahrgenommen, die ſich Mir darbot, um 
einer größern Anzahl Meiner guten, age Einwohner Berlins 
gegenüberzuſtehen, und ihnen zu legend aß Ich niemals an der 
Treue eines großen, ja des überwirgenditen Theiles der Einwoh⸗ 
rer Berlins gezweifelt habe, Malter ein Bedürfniß, dies aus. 
zuſprechen. Wenn Ich nicht dies alter Weiſe in den Mauern 
Berlins geweilt habe, fo im ei mit andern Dingen zufammen, 
Es ift nach in Ihren Mane auf de böſe Motte, und, wie ich fol 
ches meine, brauche Ida, 1.1 dieſes (den Arm hochhedend) und 
die beiden verfloflenen e Stedbinzuweiſen. Es iſt leider nicht da⸗ 
bin gekommen, dee du Stadtbeborden ſcloſt von ſolchem Ernſte 
in der Art und Ec UrÖdrungen geweſen wären, wie Ich es 
gewünscht Hätte, SO habe dies Ihnen ausſprechen wollen, als die. 
Bedingung er ückkehr; aber gerade darum, weil Ich dieſen 
chritt noch bus, iſt es Mir eine außerordentliche Freude, 


und daß war, die 
Dinge doch noch einen ernſteren und 0 l 
dos eren N I 1 
en. Leider war dies bald n 6b at nicht 
n, uub fe 0 


ner Va gekommen, welche Mich 


—— 


die ſchönen Worte, die Ich hier gehört habe, und die Ich nicht an⸗ 

} „hätte, wenn Ich nicht wüßte, daß dies Alles rein und 

klar if, und. daß auch nicht ein Schein von untreuer Geſin⸗ 

2 25 bei allen Denen gefunden wird, die hierher gekommen ſind. 

Es ſſt Mir, Ich 2 es nochmals, ein Bedürfniß, Ihnen Die⸗ 

ſes aus zuſprechen, und Ich habe Mich gefreut, bei dieſer Gelegen⸗ 

heit dieſe Treue wahrzunehmen.“ 

: Nach der Anwort Sr. Majeſtät erbat ſich der Sprecher noch 
einmal die Gnade, einige Worte ſagen zu dürfen. 

„Obgleich ein ſchmerzliches, 4 betrübendes Bewußtſein der Rück⸗ 

haltung Ew. königl. Majekät vollkommen landes väterlicher Huld und 

Gnade vorhanden iſt, jo wird dennoch der heutige Tag, wie der am 


um fo beglückender aber wird uns, und ſomit allen wohlgeſianten Bür⸗ 
gern Berlins, der heutige Tag daburch, daß uns die dnade, die 
7 und ſchönſte Freude zu Theil geworden, Majeſtät die 
Königin, unfere erhabene und huldvolle Landeswutter, an der Seite 
unſers innigft verehrten, wieder vollkommen geneſenen Königs und 
Herrn zu erblicken. Ich kann nur das Gefühl der böchſten Verehrung 
und des ehrerbietigſten Dankes für Allerhöchſtdieſelben, in der Beuft 
aller hier verſammelten Männer unzweifelhaft daſſelbe im Namen der⸗ 
ſelben ausſprechen und daran den ſehnlichſten Wunsch zu knüpfen, unſe⸗ 
ren edlen, hoch herzigen König und Herrn mit Ihrer Majeſtät der Kö: 
nigin, unferer allergnädigſten, hochverehrteſten Landesmutter, recht bald 
nach gewohnter Väterweiſe in der Reſidenz Berlin als Mitbewohner zu 
ſehen und empfangen zu dürfen. Tauſend und aber Tauſend Stimmen 
von ganzem Herzen mit Jubel und innigſter Freude rufen: 
Willkommen, willkommen erhabenes Königspaar! Mit dirfem ſehnlich⸗ 
en Wunſche vertrauen wir indeß unerſchütterlich Ew. königl. Majeſtät 
Weisheit und edlem Herzen, und verſichern wiederholt und betheuern, 
wie am 2. Januar 1849, treu und feſt zu halten zu unſerm Vater⸗ 
Preußen, treu und feſt zu halten zu unſerem wahrhaft edlem 

1 9 treu und feſt zu halten zu dem Hauſe Hohenzollern jetzt und 


Es lebe Seine Majeſtät der König 11! 
Es lebe Ihre Majeſtät die Königin!!!“ 

Se. Majeſtät ließen ſich durch den Führer Reiß ſämmtliche 
Deputationsmitglieder perſönlich vorftellen und ſprachen mit vielen 
über gewerbliche und andere Verhältniſſe, vobei wiederum ſich 
das außerordentliche Gedächtniß des Königs herausſtellte. Eben 
ſo unterhielt ſich Ihre Majeſtät die Königin die ganze Zeit mit 
vielen der Deputationsmitglieder auf die herablaſſendſte und gnä⸗ 
digſte Weiſe. Beim Weggehen ſagte Se. Majeſtät noch auf 
verſchiedene gemachte Aeußerungen: Nun, wenn Ich nach Berlin 
komme, dann wünſche Ich aber, daß der Freudenſpektakel nicht 
zu arg gemacht wird. Beim Weggehen wurde Ihren Majeſtäten 
wiederholt ein Lebehoch gebracht. Die Vorſtellung dauerte unge⸗ 
fähr 1%, Stunde. Bei der Rede auf des Königs Antwort 
(fiehe oben) ſchien Ihre Majeſtät die Königin beſonders gerührt. 
Auch beim Weggehen waren Allerhöchſtdieſelben ſehr huldvoll und 
ſprachen Ihren freundlichen Dank gegen den Sprecher aus, wel⸗ 
cher hierbei noch Gelegenheit nahm, Ihre Majeſtät noch beſon⸗ 
ders zu bitten, ein leitender Stern für Berlin zu dem Herzen 
des Königs ſein zu wollen, was mit vieler Huld zugeſagt wurde. 

e, * (Spen. 3.) 

5 Dent ſchlaud. 

Frankfurt a. M., 10. Juli. Der wirkliche geh. Rath 
und k. k. öſterreichiſche außerordentliche Geſandte und bevollmäch⸗ 
tigte Miniſter bei dem Hof von St. Petersburg, Graf Buol⸗ 
Schauenſtein, iſt, von St. Petersburg kommend, heute hier 

eingetroffen. (Frankf. J.) 
[Der öſterr. Bundestag.] Es geht hier ſchon ſeit eini⸗ 
gen Tagen ein Gerücht, daß Unterhandlungen mit Dänemark 
über die Auslieferung der „Gefion“ im Gange ſeien. Ich 
kann Ihnen noch mehr ſagen. Von Oeſterreich iſt in der 
Bundes⸗Kommiſſion der beſtimmte Antrag geſtellt, die „Gefion“ 
auszuliefern. Heute (nach einer anderen Lesart, übermorgen) 
wird die Bundes = Kommiffion Beſchluß darüber faſſen, und — 
mit Schaam und Entrüſtung ſchreibe ich es nieder — man 
glaubt, daß dieſer Antrag zum Beſchluß erhoben wird. 
Und Deutſchlands Ehre? fragen Sie! Nun, Deut ſch⸗ 
lands Ehre iſt vollſtändig gewahrt: Dänemark ſoll 
verpfichtet werden — die Reparaturkoſten zu zahlen. 
(Unſer Korreſpondent bemerkt: „Die Nachricht kommt aus einer. 
Quelle, die uns bisher immer die zuverläſſigſten Mittheilungen 
aus der Bundes⸗Kommiſſion gegeben hat.“ Wir theilen ſie deß⸗ 

halb mit, ohne fie darum vetbürger zu wollen.) (Köln. Z.) 
= München, 11. Juli. Kammetrverhandlung.] Die 
geſtern auf Nachmittags 4 Uhr anberaumte 148. Sitzung 
der Abgeordnetenkammer, war nach langer Zeit wieder 
einmal von allgemeinem Intereſſe, indem am Schlnſſe der⸗ 
ſelben der Friedens ſchluß zwiſchen Preußen und Dänemark 
zur Sprache kam. Freiherr v. Lerchenfeld, der Führer der 
Majorität, ſtellte nämlich, wie es ſcheint, im Einverſtänd⸗ 
niß mit der Staatsregierung eine Interpellation in 
dieſem Betreff an den Miniſtertiſch, die er auffallender Weiſe 
ganz in dem Sinne des in Nr. 190 der „Allg. Ztg.“ enthalte⸗ 
nen Leitartikels motivirte. Die Frage, die er deshalb an den 
Miniſterpräſidenten richtete, lautete einfach dahin: ob dieſer 
Vertrag, den Preußen mit Dänemark Namens des deut⸗ 
en Bundes geſchloſſen, und welcher ſonach den ſämmt⸗ 
Regierungen Deutſchlands zur Ratifikation mitge⸗ 
theilt werden müſſe, bereits der baieriſchen Regierung mit⸗ 
getheilt worden ſei. Der Vertrag ſei zu ſeinem größten Be⸗ 
. fremden in der heutigen „Allg. Ztg.“ (vom 9. d. M.) in extenso 
abgedruckt. Ob es offizielle authentiſche Mittheilung ſei, könne 
er nicht beurtheilen. Was ihm am Herzen liege, ſeien die „Rechte 
der Herzogthümer“, die nach feiner innigſten Ueberzeugung 
nicht eine Frage zwiſchen Preußen und Dänemark ſein können, 
ſondern eine Frage, dei welcher ganz Deutſchland mitzureden, bei 
welcher die Ehre ganz Deutſchlands aufs tieffte verpföndet fei, 
Nach feiner Ueberzengung ſeien die Rechte der Herzog⸗ 
thümer eine Frage der Legitimität, eine Frage des Rechts, 
eine Frage des konſervativen Prinzips. Dieſe Rechte hät⸗ 
ten für Baiern um fo mehr eine Bedeutung erlangt, als Baiern 
von Anfang an derjenige Staat geweſen, der am entfchiedenften 
25 für ihre Wahrung ausgeſprochen habe, als deſſen Söhne 
für deſſen Rechte geblutet härten und vielleicht geſiegt haben wür⸗ 
den, wenn man ſie hätte ſiegen laſſen wollen. (Bravo.) 
Auf die Haltung Oeſterreichs (2) in diefer Frage Ver: 
uen ſetzend, meint Redner, daß man ſich darüber keine Täu⸗ 
1 zu machen brauche, wie die übrigen Großmächte die 
ache betrachten würden; für ſie ſei das Recht ſo viel als nicht 
geſchrieben, für ſie ſei die ganze Frage eine Frage der Politik, 
eine Frage der Konvenienz. Er halte es für feine Pflicht, im 
Namen der ganzen Kammer ausſprechen zu dürfen, daß 
fie (die Kammer) das Miniſterium beſchwöre, der Politik, 
welche Baiern in früheren, in ähnlichen Fragen beobach⸗ 
tet habe, nicht untreu zu werden, der Politik, welche Baiern 
in der luxemburgiſchen Sache verfolgte und der in der 
hannoverſchen Verfaſſungsfrage, in welcher letzteren es 
zwar unterlegen ſei, aber nur dadurch, daß diejenigen Staaten, 
welche ſich jetzt als den Hort des Liberalen Prinzips darſtellen, das 
mals gerade diejenigen geweſen ſeien, die dem verfaſſungsmäßigen 
Prinzipe am aller feindlichſten entgegengetteten. Dieſe Politik habe 
Baiern bisher zwar wenig Dank gebracht, denn die öffentlichen 
2 wären gegen dieſelbe aufgetreten und hätten fi nicht 
h ’ ſchändülches unwahres Zeug auf Rechnung der baieri⸗ 
ſchen Regierung in die Welt zu ſchleudern. Eine undankdarere 
Aufgabe als Balern zugefallen ſei, werde es ſchwerlich jemals 
ben, achtet rathe er wenigſtens dazu, der Pflicht 
treu zu bleiben und die Ehre zu wahren. 


2. Januar 1849, für uns ſchöͤne, eine erhebende und beglückende 
Erinnerung fein und f das 0 en um ee. 
e G 


Wenn Deutſchland denn doch zu Grunde ge: 
DR LER: wie Died eine innigſte Ueberzeugung 
ſei, (Von allen Seiten Opol Ohoh 15 har 25 Auig- 


Drud und verlag von Graf, Barth und Comp, 


ſtens in Ehren zu Grunde gehen! — Der Mini: 
ſterpräſident v. d. Pfordten antwortete im Weſentlichen hierauf 
Folgendes: Die Interpellation ſei ihm zwar erſt im Laufe der 
Sitzung zugekommen, da die Frage aber ſehr einfach fei, fo 
nehme er keinen Anſtand, auch ſchon jetzt darauf zu antworten. 
Der Friedensvertrag ſel der baitiſchen Regierung erſt heute 
Mittag durch ein Schreiben des preuß. Minifteriums des 
Aeußern zugekommen. Es ſeſ eine erläuternde Denkſchrift beigege⸗ 
ben, durch welche der Sinn, die Deutung der Tragweite des 
Friedensvertrages näher begründet werde, und es ſei daran die 


Frage geknüpft, ob die bafriſche Regierung ihrerſeits dieſen Frie⸗ 


densvertrag ratifiziren wolle und der Wunſch ausgeſprochen, daß 
es geſchehe und bald geſchehe, damit die in jenem Vertrage ver⸗ 
abredete Vertragsfriſt von 3 Wochen, die vom 2. Juli an 
laufe, eingehalten werden könne. So viel als Antwort auf 
die Frage, die geſtellt worden. Was den angeblichen Text in 
der „Allg. Ztg.“ betreffe, fo habe er zwar nicht die Mögliche 
keit, im Augenblicke eine vollſtändige Vergleichung vorzunehmen; 
er habe das ihm heute officiell mitgetheilte Aktenſtück nur ober⸗ 
flächlich einmal überleſen können, doch glaube er mit Beſtimmt⸗ 
heit behaupten zu können, daß der Text unrichtig ſei, wie ihn die 
Allg. Ztg. bringe (ſ. geſtr. Brest. Ztg.). Er ſei unrichtig im 
Eingange, richtig in den Art. 1, 2, à; in den folgen: 
den dagegen nicht richtig. Von einem Separatprotpkolle, 
wie angeführt fei, enthalte fein Aktenſtück auch nichts. Dann 
ſei noch ein Protokoll gedruckt zwiſchen der Krone Dänemark 
und Preußen, das ſich auf beſondere Verhältniſſe beziehe; ein ſol⸗ 
ches ſei der bairiſchen Regierung ebenfalls nicht mitgetheilt wor⸗ 
den. Ob ein ſolches abgeſchloſſen, wiſſe er nicht. Auf die Mit⸗ 
theilung könne jetzt natürlich noch nicht der Entſchluß der Regie⸗ 
rung mitgetheilt werden; weil aber bezüglich der Ausführung 
gleichſam eine Beſchwörung an das Miniſterium gerichtet 
worden fei, wolle er nur kurz folgendes bemerken die baieriſche 
Regierung werde die Frage, ob fie dieſem Friedens vertrage bei⸗ 
treten könne, in ſo reifliche, ruhige und ernſte Erwägung ziehen, 
als der Gegenſtand es erfordere. Die Hauptrichtſchnur dabei 
könne keine andere fein, als die Grundlage, die durch den 
Bundesbeſchluß vom 12. Sept. 1826 gegeben ſei. — 
Fehr. v. Lerchenfeld beruft ſich ſodann auf das Urtheil der 
Kammer, ob ſie die Anſichten, die er bezüglich des Ver⸗ 
haltens der bairifchen Negierung in dieſer Frage ange: 
ſonnen habe, theile, worauf die Kammer einmüthig ein⸗ 
ſtimmt. — Nachdem noch Kirchgeßner im ähnlichen Sinne 
des Frhr. v. Lerchenfeld geſprochen, ergreift Kolb das Wort, be⸗ 
merkend, das was in Beziehung auf die neneſten Verhält⸗ 
niſſe Schleswig⸗Holſteins geſagt worden, ſei ihm aus der 
Seele geſprochen, aber ein Wort fei in dieſer Beziehung ges 
fallen, welches ihm das Herz durchſchnitten, das er wünſche nie 
in dieſem Saale gehört zu haben. Es ſei ein Wort, das noch 
in keiner deutſchen Kammer gehört worden ſei, nämlich: „Deutſch⸗ 
land werde zu Grunde gehen.“ Der Fall werde nie eintre⸗ 
ten, das ſei er überzeugt, aber deſſenungeachtet ſei es entſetzlich, 
daß in einer deutſchen Kammer ſo etwas geſagt werde. Wenn 
ein ſolches Wort im engl. Parlament, in der franz. Kammer, 
oder in einer anderen Kammer der Welt geſprochen worden wäre, 
was würde man da geſagt haben? Er könne dieſe Gelegenheit 
nicht vorüber gehen laſſen, ohne feinen tiefſten Schmerz über 
dieſes Wort auszuſprechen. — Lerchenfeld antwortet hierauf, 
daß niemand tieferen Schmerz über dieſe Ueberzeugung in ſich 
trage als er; er könne nichts dafür, da er die Rettung nur 
von einem Wunder erwarte. — Der Landtag wurde bis 
zum 20. d. M. verlängert. N 
= München, 11. Juli. [Kammerverhandlung .] 
In der heute Vormittag ſtattgehabten Sitzung der Abgeordne⸗ 
tenkammer wurde über „die deutſche Wechſelordnung“ 
berathen und Beſchluß gefaßt. Beſchloſſen wurde, die deutſche 
Wechſelordnung ohne alle Modifikationen anzunehmen. Auch 
wurde dere Einführungsgeſetz die Zuſtimmung ertheilt. 
Mannheim, 10. Zul, [Militäriſches.] Die auf 
heute angeſagt geweſene Inſpektion des hieſigen badifchen Reiter⸗ 
regiments hat ſtartgefunden, jedoch nicht hier, ſondern in 
Schwetzingen; es ſcheint, daß der Großherzog Mannheim ab⸗ 
ſichtlich gemieden hat. Jedem Mann ward nach der Rückkehr 
eine dreitägige Gratislöhnung und ein Schoppen Wein einge⸗ 
händigt, und beim Schluß der Parade ſoll den Kommandeurs 
angedeutet worden ſein, daß in der nächſten Woche der Ab⸗ 
marſch ſtattfinden werde. Bis dahin werden auch die 
zwei Infanterie⸗Bataillone aus dem Lager bei Karlsruhe den 
Abmarſch (nach Preußen) antreten. Somit iſt der Miniſter⸗ 
kriſis ein Ende gemacht worden, da die bisherigen Miniſter 
an die endliche Ausführung jener längſt beſchloſſenen Maß regel 
ihr Verbleiben im Amte geknüpft haben ſollen. Heute iſt im 
Auftrage des Kriegsminiſteriums ein badiſcher Offizier vorausgee 
reiſt, um Quartier zu machen. Von der vollſtändigen Reorga⸗ 
nifation der übrigen badiſchen noch als Cadres beſtehenden In⸗ 
fanterie⸗Bataillone veriautet übrigens dis zu dieſem Augenblick 
noch nichts. (D. 3.) 
Leipzig, 11. Jul. Fürſt Ghika it nebſt Familie und 
Gefolge heute hier angekommen und im Hotel de Pologne ab⸗ 
geftiegen; eben fo der preußiſche General der Kavalerie, v. Wran⸗ 
gel, welcher auf der Reife nach Kiſſingen begriffen war. 5 
Das Minifterium des Innern hat dem akademiſchen Se: 
nat die Miſſive für den noch zu wählenden Vertreter der Uni⸗ 
verſität zugeben laſſen, und das Miniſterium des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts zugleich eine Verordnung an den Senat 
erlaſſen, in welcher er wiederholt zur Vornahme der Wahl 
eines Abgeordneten in die 1. Kammer aufgefordert 
wird. Geſtern hielt deshalb der Senat Sitzung, die ziemlich 
lebhaft geweſen fein ſoll; das Reſultat derſelben iſt noch nicht 
bekannt. (D. A., Z.) 


Schleswig⸗Holſteinſche Angelegenheiten . 


Aus Altona wird der Eintritt des Oberſtlieutenants v. d. Tann 
in die ſchleswig⸗holſteinſche Armee beſtätigt. Derſelbe iſt auf eine 
Einladung der Statthalterſchaft in dem genannten Orte am 12. 
eingetroffen und ſofort nach Rendsburg weiter gegangen. Der 
preuß. Oberſtlieutenant a. D. v. Gerhard iſt als Oberſt und 
Kommandeur der Avantgarde in ſchleswig⸗holſteinſche Dienſte ge⸗ 
treten. Oberſt v. Wiffel iſt bereits in Rendsburg eingetroffen; 


er übernimmt das Kommando der Artillerie⸗Brigade. Der Ma⸗ hat 


jor v. Hanſen II. iſt zum Kommandanten von Neumünſter er⸗ 
nannt, Bürgermeiſter Sch o w zum Civil⸗Kommiſſar beim Gene⸗ 
ral⸗Kommando. Es wird wiederholt darauf aufmerkſam gemacht, 
daß nichtdeutſchen Offizieren der Eintritt in die Dienſte der Her⸗ 
zogthümer auch jetzt verſagt bleibt. 

Der Deutſchen Reichszeitung ſchreibt man aus Kiel: Die deut⸗ 
ſchen Armeekorps ſind im Begriff zu beweiſen, daß ihnen die 
Waffenehre höher ſteht als äußere Bequemlichkeit und Vottheile. 
Es ſtrömen hier ſeit einem Monat und namentlich ſeit dem Fries 
den vom 2. Juli brave, ehrenwerthe Männer aus allen Thei⸗ 
len des deutſchen Heeres zuſammen. Und dieſen Männern 
iſt es zum Theil nicht leicht geworden, aus ihren frühern Ver⸗ 
bindungen ſich loszumachen. Eben erſt wurde mir ein Beiſpiel 
davon bekannt, das verdient mitgetheilt zu werden. Ein preußi⸗ 
ſcher Oberſtlieutenant v. G., der 18 Schlachten in den Kriegen 


gegen Frankreich mitg macht hat, hat ſeinen Abſchied aus der 


Preußifchen Armee mit folgenden Opfern erkauft: Er leiſtet Vers 


zicht auf eine Penſion von 1000 Thlrn. und giebt einen Witt⸗ iſt Ring Ne. 48 
wengehalt von 500 Thlen. preis, den er für feine Frau durch und Wagenplatz, oder auch einzeln. 
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30jährige Zahlungen erkauft hat. Und dieſer Fall ſteht nicht 
vereinzelt. Grade preußiſche Offiziere haben in ziemlicher Ans 
zahl ihre ganze Exiſtenz aufgegeben. Es wird ſich zeigen, daß 
deutſche Offiziere wiſſen, was ihr Beruf von ihnen verlangt, und 
deutſche Offiziere werden dem deutſchen Bürger mit leuchtendem 
Beifpiel auf der Bahn des Patriotismus vorangehen. 

Die Statthalterſchaft der Herzogthümer Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein hat im Hinblick auf den bevorſtehenden Kampf eine Ver⸗ 
fügung, betreffend die einſtweilige Außerkraftſetzung einiger Artikel 
des Staatsgrundgeſezes vom 15. Septbr. 1848 für das Her: 
zogthum Schleswig, ſo wie die Feſtungen Rendsburg und Frie⸗ 
drichsort, erlaſſen. — Der Verkehr über den ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſchen Kanal iſt feit dem 12ten nur bei Rendsburg und 
Levenſau und auch da nur unter genügender . ge⸗ 

ſtattet. — In Kiel iſt folgende Anſprache der Statthalterſchaft 
erſchienen: 


„Die preußiſchen Truppen, welche bisher im ſüdlichen Theile des 
Herzegthums Schleswig ſtanden, werden in den nächſten Tagen die 
Herzogthümer verlaſſen. Die Statthalterſchaft hegt das feſte Vertrauen 

zu dem ehrenhaften Sinn der Schleswig⸗Holſteiner, daß die zurückkeh⸗ 
renden Truppen auf ihrem Marſche ſo werden aufgenommen werden, 


wie es die Pflicht der Gaſtfreundſchaft gegen unfere bisherigen Waf⸗ 


fenbrüder verlangt. Wenn es ihnen nicht vergönnt iſt, ferner an un⸗ 
ſerer Seite zu fteben, fo beklagen fie ſelbſt am meiſten dieſe Wendung 


der Ereigniſſe. Wir aber werden es in dankbarer Erinnerung bewah⸗ 


ren, daß die preußiſchen Truppen im Herzogthum Schleswig in den 
ſchwierigſten Verhältniſſen durch muſterhafte Mannszucht den Ruhm 
der preußiſchen Armee erhöht, daß ſie durch humane Erfüllung der 


peinlichſten Aufgaben die Leiden unſeres Landes, ſo weit es ihnen ge⸗ 


ftattet war, gemildert haben. Die Statthalterſchaft erwartet, daß alle 

Behörden und Private durch zuvorkommende und freundliche Aufnahme 

und Verpflegung das ſchmerzliche Gefühl, mit welchem die preußiſchen 

Truppen in dieſem Augenblick uns verlaſſen, ehren und achten werden. 

— Kiel, den 12. Juli 1850. — Die Statthalterſchaft der Herzogthü⸗ 

mer Schleswig⸗Holſtein. Reventlow. Beſeler. Boyſon. Francke. 
rohn. Fontenay. Rehoff.“ 


Sonntag den 14. und Montag erfolgt der Abmarſch der preuß i⸗ 
ſchen Truppen aus Schleswig. Dem General v. Hahn 
ift die ihm zugedachte Ovation, ſeftens der ſchleswiger Bürger: 
ſchaft, zu Theil geworden. Man erwartet täglich die Dänen 
in Rendsburg ()); bereits ſollen, wiewohl unverbücgten Gerüchten 
zufolge, däniſche Dragoner in Hadersleben eingetroffen 
fein. In Flensburg werden 10,000 Dänen erwartet; Kam⸗ 
merherr v. Tilliſch übernimmt die dortige Pollzei⸗Aufſicht; die 
ſchweswigſche Centralkaſſe ſoll nach Dänemark gebracht werden. 
Den däniſchgeſinnten Flensburgern ſoll Herr v. Alliſch auf die 
Frage, ob man fie ſchützen werde, eine aus weichende Antwort 
gegeben haben. 

Die Freiwilligen ſtrömen zahlreich von allen Seiten herbe, 
aus Hadersleben vierundvierzig junge Leute ‚gleichzeitig. Die 
Bevölkerung wacht ſtreng darauf, daß ſich kein Militärpflichtiger 
entzieht. In Apenrade wurden die ſchleswig⸗holſteinſchen Fah⸗ 
nen, als der polizeilichen Anweiſung, dieſelden abzunehmen, nicht 
Folge geleiſtet wurde, mit Gewalt entfernt. Die Norweger in 
Angeln find am 10. durch Schweben abgelöſt. Ueber den is: 
fund wird eine zweite Brücke geschlagen. (D. Ref.) 

Von der Eyder, 12. Juli. Die Würfel find gefallen. 
Morgen früh warſchiren die Dänen von ihren Kantonnements, 
die bei Veile in Friedericia ſtehen, mit der Hauptſtärke 
über Hadersleben nach Chriſtiansfelde. Heute find 
ſchon die erſten Dänen dort angelangt. Morgen früh 
marſchirt als Antwort darauf, unſer Hauptkorps von Reuds⸗ 
burg nach Schleswig, um dort feſte Poſitſon zu nehmen. Zu⸗ 
gleich wird eine Brigade von Kiel aus nach Eckernförde 
und Umgegend detachitt; Hauptquartier derſelben wird Gottorf. 
Morgen früh werden die Eckernförder Schanzen von unſe⸗ 
ren Kanonen beſetzt ſein (ſ. die telegr. Nachrichten). Bis dahin 
hält die Eckernförder Bürgerwehr Wache. Es iſt bereits durch 


Plakat alles Ueberſchreiten der Eyder den Kindern und Bewoh⸗ 


nern unterſagt. Die Nachricht von dieſen Maßnahmen hat na⸗ 
türlich eine Aufregung verbreitet. Die Preußen gehen über 
den Welten. nach Hamburg; die ſchleswig⸗holſteiniſche Kavallerie 
wird über Friedrichsſtabt den Weſten hinauf gehen. Die 
Dänen find im Norden circa 18,000 Mann ſtark, auf Alſen 
ſollen eben ſo viele ſtehen. Man erwartet, daß die letztere Ab⸗ 
theilung durch das Sundewitt auf Flensburg marſchiren 
wird. Ich erwarte dagegen, daß unſere Armee in Schleswig 
cht ſtehen bleiben wird. Kommt es zum Treffen, fo wird 
es gewiß ein blutiges. Die Schleswiger ſind wüthend über den 
Hochmuth und die Mißhandlungen der Dänen, die Holſteſner, 
namentlich die älteren Einderufenen, grimmig, daß ſie um dieſes 
endloſen Krieges willen noch einmal ins Feld müſſen. Man 
erzählt von der Poſener Landwehr, daß fie im Gefecht bei Veile 
im Jahre 1849 die Dänen, die um Pardon gebeten, mit dem 
Austufe niedergeſchlagen: Nein, man muß euch tobdtſchlagen, 
ſonſt kommen wir doch gicht zu Hauſe! Es wird ebenſo und 
ernſter jetzt hergehen. Die Blokade der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Häfen war zum 11. angeſagt; jetzt wird ſie unzweifelhaft ſchon 
früher eintreten. Der Skjold liegt vor dem Kieler Hafen; meh⸗ 
rere Fregatten kreuzen vor der Eckernförder Bucht. Wieder weht 
ein ſcharfer Oſtwind. Aber die Dänen werden ihre letzten 
Schiffe nicht wagen! (Spener. Zig.) 
Kopenhagen, 9. Juli. Viele deutſche Zeitungen verbreis 
ten jetzt die Behauptung, daß der Prinz Friedrich von Def 
ſen mit ſeiner Reiſe nach Wien, Berlin und andern Höfen be⸗ 
abſichtigt, „für feine Anſprüche auf den däniſchen Thron zu 


auf den däniſchen Thron verzichtet hat; ſeine Reiſe hat nur den 
Zweck gehabt, gewiſſe Entſchädigungen zu beanſpruchen. — Ebenſo 
unwahr iſt, was behauptet wird von einem geheimen Artikel, die 
„Gefion“ betreffend, welche in dem Friedensinſtrumente gar 
nicht erwähnt iſt, aus dem einfachen Grunde, weil Dänemark 
ſchon in dem erſten Stadium der Unterhandlung alle Anſprüche 
auf das Schiff förmlich aufgegeben hat und nur, nach engliſcher 
Entſcheidung, während des Waffenſtilſtandes den Status quo 
auftecht erhielt, um für den Fall, daß kein Friede, ſondern er⸗ 
neuerter Krieg zwischen Deutſchland und Dänemark erfolgte, 
ſich nicht der Möglichkeit zu berauben, in einer Seebataille die 
Fregatte zurückzuerobern. — Die däniſchen Truppen werden den 
17. in Flensburg ans Land geſetzt und es wird dann von bei⸗ 
den Heeren eine Urt Wettrennen ſtattfinden, um zuerſt die Erd⸗ 
wälle bei Schleswig (Dannewirke) zu beſetzen und die Vor: 
theile dieſer Poſition zu benutzen. — Mit Gewißheit kann ich 
verſichern, daß die ruſſiſche Flotte keine Truppen am Bord 

. } (Leipz. Z.) 

Oeſter reich. 

J. B. Wien, 13. Juli. [Tages bericht] Man glaubt, 

daß Graf Radetzky demnächſt von dem ruhmgekrönten Schau: 


Stoppelrüben⸗Saamen, 


beſte lange rot Sorte, offerirt billigſt: 
ge rothköpfige line M igſt 


on ö 
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Rand ⸗ Dukaten 96 


Zu vermiethen 
tallung für vier Pferde Gl. 


inwohnenden Machtvollkommenheit, hat ſämmtlichen Verurtheilten 


wirken.“ Dies iſt vollkommen unwahr, da der Prinz ſchon längſt⸗ 


Breslau, 15. Juli. 
G1 


platze feiner bisherigen Thätigkeit abtreten werde, obſchon ſein 
vorgerücktes Alter und ſeine natürliche Sehnſucht, den Reſt ſei⸗ 
ner Lebenstage ſeiner Familie zu widmen, dieſen Schritt hinrei⸗ 
chend erklären könnten, fo ſcheinen doch die Gerüchte von Conflikten, 

welche auch hier zwiſchen der Militärmacht und Civilverwaltung 
eingetreten ſind, nicht ganz aus der Luft gegriffen. — Es iſt 
entſchieden, daß FZ M. Haynau feinen Aufenthalt in Kaſſel, 
woſelbſt er bekanntlich Verwandte hat, nehmen wird. Schon 
früher hatte er die ihm angewieſene Schenkung von 400,000 Fl. 
daſelbſt angelegt. — Man lieſt in der neueſten Peſther Zei⸗ 
tung noch mehrere, durch das Kriegsgericht gefällte Urtheile, 
wovon 5 auf Tod durch den Strang lauten und darunter 
3 Geiſtliche der katholiſchen, griechiſchen und evangeliſchen 
Confeſſion. Daran knüpfte ſich auch die Conſiskation des 
Vernſögens. 8 M. Haynau, in Kraft der ihm damals noch 
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jedwede Strafe gänzlich nachgeſehen und auf freien Fuß zu fegen 
befohlen. Der Aufenthalt des ehemaligen Reichspala⸗ 
tinus von Ungarn, Erzherzog Stephan, im Auslande, dürfte 
auf längere Zeit feſtgeſetzt ſein, da eben Anſtalten ge⸗ 
troffen werden, feine ſämmtlichen Pferde und fonſtige 
werthvolle Effekten mittelſt Eiſenbahn dahin zu be⸗ 
fördern. — Die vier Szeckler Grenz-Regimenter in Sie⸗ 
benbürgen, welche in dem ungariſchen Kriege zu den Kerntruppen 
gezählt wurden, ſollen auf Antrag des Civil⸗ und Militärgou⸗ 
verneurs von Wohlgemuth nebſt den Siebenbürger Huſaren in 
Linientruppen umgewandelt werden, damit man ſie nach Um⸗ 
ſtänden auch außer Landes verwenden kann. — Wie man ver⸗ 
nimmt, ſind bereits Unterhandlungen im Gange, um den 
zwiſchen Oeſterreich und Rußland im Jahre 1840 auf zehn 
Jahre abgeſchloſſenen Vertrag, die freie Schifffahrt auf 
der Donau betreffend, zu erneuern. Von Seiten Oeſterreichs 
ſcheint man entſchloſſen, die Erneuerung des Vertrages von der 
unmittelbaren Erfüllung jener Klauſel abhängig zu machen, wo⸗ 
nach ſich Rußland verpflichtet, die ihm gehörige einzige Donau⸗ 
mündung von Sulina von der Verſandung rein zu halten. 
Ferner ſoll Oeſterreich auf der Abſchaffung der Quarantaine und 
anderer Hinderniſſe beſtehen, welche die freie Schifffahrt hemmen. 
— In Preßburg werden an beiden Ufern der Donau befeſtigte 
Brückenköpfe errichtet. — Der Ban Jellachich hielt am 


— — — 


— 


9. in Fiume ſeinen feierlichen Einzug. Seine ganze Reiſe gleicht 


einem wahren Triumphzuge und kaum hält man es für möglich, 
daß die Gegenwart einer höheren Perſon in dieſem Lande den 
Enthuſiasmus ſteigern könne. 8 
Frau kre i ch. 

> Paris, II. Jull. [Tagesbericht.] Je weniger man 
die Vorfälle der geſtrigen Sitzung vorausſah, mit um ſo größerer 
Ungeduld erwartete man die Ereigniſſe der heutigen. Das Amen⸗ 
dement, welches die Kommiſſion geſtern durch Herrn v. Charency 
einbringen ließ, ſoll Herr Veron, Redakteur des „Conſtitu⸗ 
tionnel“ redigirt haben, den man inmitten der dringenden Gefahr 
hatte holen laſſen. — Der Schlachtplan des Miniſteriums war 
nun heute Morgen, dieſes Sub-Amendement zur Annahme zu 
bringen, um auf dieſe Weiſe das Amendement Tingny unwirkſam 
zu machen. Unglücklicher Weiſe hat das lebhafte Intereſſe, wel⸗ 
ches die Regierung und die Chefs der Rechten für dieſes Sub⸗ 
Amendement blicken ließen, die geſammte Linke auf die entgegen⸗ 
geſetzte Seite geworfen. Dazu kam, daß Herr de Laboulie in 
einer glänzenden Rede den Unterſchied der beiden Amendements 
darin nachwies, daß das von Tingny einen moraliſchen Zweck 
verfolge, während das der Kommiſſion nur eine polizeiliche Maß⸗ 
regel beabfichtige, Genug, das Amendement der Kommiſſion 
wurde mit 378 Stimmen gegen 255 verworfen. — Hierauf 
ſtellte Herr Cafimie Perrier den Antrag, daß die gedruckte 
Unterſchrift des Verfaſſers nicht nur wie bereits beſchloſſen, bei 
Artikeln religtöſen, po er phitoſophiſchen Inhalts. fon⸗ 
dern bei jedem Artikel ohne Ausnahme erforderlich ſei, und zum 
allgemeinen Erſtaunen beſchließt die Verſammlung die Inbetracht⸗ 
nahme auch dieſer Propoſition, indem ſie die definitive Ab⸗ 
ſtimmung darüber auf den morgenden Tag verſchiebt. — Das 
Amendement Tingny läßt ſich noch auf eine moraliſche Idee 
zurückführen, wenn es auch Seitens derjenigen, die es guthießen, 
eine bollſtändige Ignoranz über das Weſen und den Zweck eines 
Journals offenbart. Die von Perrier vorgeſchlagene Aggrava⸗ 
tion erweitert aber das urſprüngliche Amendement in einer Weiſe, 
daß die Herausgabe eines Journals beinahe unmöglich wird. 
Hat nun die Verſammlung auch gerade keine Sympathie für 
die Preßfteiheit, fo iſt doch wohl nicht anzunehmen, daß ſie 
die Journale gänzlich vernichten wolle, und man giebt ſich da⸗ 
her der Hoffnung hin, daß die Folge des angenommenen Amen⸗ 
dements das Verwerfen des ganzen Geſetzes ſein werde. Sollte 
dieſe Konſequenz wirklich eintreten, dann gebührt Herrn v. Tingny 
allgemeiner Dank. — Nach Eröffnung der heutigen Sitzung 
nahm die Verſammlung den Geſetzentwurf an, der den Belage⸗ 
rungszuſtand von Guadeloupe aufrecht erhält, 


Provinzial-Jeitung. 


F Breslau, 14. Jul. [ungläcsfalt.] Geſtern Abend 
um 5% Uhr fiel die achtjährige Tochter des Diätarius 
Jänicke an dem zwiſchen der Hauptmühle und der ſogenannten 
Waſſerkläre befindlichen Rechen in die Oder, wurde vom Waſ⸗ 
fer durch den Rechen und das Mühlengerinne der Mittelmühle 
hindurch getrieben und kam kurze Zeit darauf unterhalb der Mit⸗ 
telmühle wieder zum Vorſchein. Sie wurde circa 30 bis 40 
Schritte unterhalb der Mittelmühle vom Schiffer Heinze, welcher 
in die dort ſtark ſtrömende Oder hineinging, ans Ufer, und von 
da mit Hülfe des Mällergeſellen Nitſchke in den Backkeller des 
Hauſes auf der Herrenſtraße Nr. 14 gebracht. Die daſelbſt von 
den Doktoren Mattersdorf, Schneider und Weigert längere Zeit 
hindurch angeſtellten Wiederbelebungsverſuche blieben ohne Erfolg. 
Das verunglückte Kind wurde demnächſt in die Wohnung ſeiner 
Eltern auf der Gerbergaſſe Nr. 14 getragen. 


Breslau, 15. Juli. [Anerkennung.] Geſtern früh 
hatten die Mitglieder des Scharſſchützen⸗Corps im Schießwer⸗ 
der⸗Garten ein Prämienſchießen, bei welchem dem Graveur 
Herrn Reichardt, welcher binnen Kurzem auswandern wird, 
von feinen Kameraden eine Büchsflinte, in Anerkennung feiner 
Aufopferung für das Corps, überreicht wurde. Dicht üder dem 
Bügel iſt ein Scharfſchützen⸗Hut eingravirt, und die Worte: 
dem treuen Kameraden Reichardt das Scharfſchützen Corps. 
Die Waffe iſt ausgezeichnet gearbeitet. 7 


Börſenberichte. 


mtli ch.) Seid und Fonds, Caurſe Sonn diide 


sKatierlihe Dukaten 66, Gld. Friedrichat er 113% Br. Loufsd'or 
Seeg 


Polniſch Gomant 96% Br, Oeſterreichiſche Banknoten 86%, Br. 


PI rämien - Scheine 105 Gl. Freiwillige preuß. Anleihe 107 ½% Br. Staats- Schuld ⸗ Scheine der 
\ Ein geübter Steindrucker Rh, 3 % 86%, Br. Breslauer San Dnligartonen 4% 18 Gld. 2 0 
kann ſofort Beſchäftigung erhalten bei Wilh. dich Poſener Pfand prieſe 4% 100 ¼, Gl., neue 3 ½ % 90% Sl. Sclefiige Pfandbriefe à 1000 
itzer in Gr. Glogau. Kit 34% 96 Br., Lit. B. 4½ 101 Br., 3% % Br. Alte polniſche Pfandbri 
N — 1 — nec 24 a Shap « ni an Bif. Polntſche Unter 
Das ewölbe nebſt Zubehör tel 185 a 500 Gl. — enb ahn ⸗ Aktien „ Schweidnitzer Freiburger 4% 7 
de Seri gel zu — ee, Brf. t. 4% — —. Oberſchleſiſche Late. A, Brf., Litt. 3. 104 ½ Bef Keataus 
’ 


8% 1047/, Br., Seri 
* 97 Br., Prtorttät 109% nit 
— 2 

— 100%, Pie Amſterdam 2 at 140% 


6. 25 Br. Paris 2 Monat 80%, Gl. 
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